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1 Anlass, Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bayerisch Gmain hat am 08.11.2022 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 34 mit integriertem Grünordnungsplan beschlossen, um die zukünf-
tige städtebauliche Entwicklung im Geltungsbereich aktiv zu steuern. Ziel der Gemeinde 
ist die Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von 
neuen Gewerbeflächen im Gemeindegebiet. Mit der Neuausweisung einer Gewerbefläche 
sollen bestehende Gewerbebetriebe in der Gemeinde Bayerisch Gmain gehalten und 
neuen Betrieben Raum zur Ansiedlung gegeben werden. Aufgrund der umliegenden 
Wohnnutzung ist ein eingeschränktes Gewerbegebiet mit geringer Lärmentwicklung vor-
gesehen. Die künftige Verkehrserschließung soll über die Schillerallee erfolgen. 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich nicht um einen Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan nach § 12 BauGB. Aufgrund des gesteigerten Bedarfs nach Gewerbeflächen hat 
die Gemeinde Bayerisch Gmain in eigener Verantwortung die Aufstellung des Bebau-
ungsplans beschlossen. Das daraus resultierende Baurecht ist somit nicht nur für ein spe-
zielles Bauvorhaben gültig, sondern kann von jedem interessierten Betrieb genutzt wer-
den, der die Festsetzungen erfüllt. Somit wirkt der B-Plan Abwanderung von Betrieben 
entgegen. 

Zudem soll eine neue Fußwegeverbindung von der Berchtesgadener Straße zur Schiller-
allee beziehungsweise zum Einkaufsmarkt an der Schillerallee geschaffen werden.  
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2 Ausgangslage  

2.1 Lage im Gemeindegebiet  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt zentral im Gemeindegebiet. 
Südlich an den Geltungsbereich angrenzend verläuft die Berchtesgadener Straße B20, 
die Bayerisch Gmain mit Bad Reichenhall und Bischofswiesen verbindet. Im Osten 
schließt ein Sondergebiet mit kleinflächigem Einkaufsmarkt an. Im Norden und Westen 
folgt ein Allgemeines Wohngebiet. 

Bei dem geplanten Baugebiet handelt es sich um eine Nachverdichtung im Ortskern. Die 
Baufläche ist an allen Seiten von Bebauung umgeben. Daher handelt es sich um einen 
Beitrag zur Nutzbarmachung von innerörtlichen Flächen statt Neuausweisung am Orts-
rand. 
 
 
 

 

Abbildung 1: (ohne Maßstab): Lage im Gemeindegebiet, (Quelle: Bayernatlas) 

2.2 Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus der Planzeichnung. 
Er umfasst die Flurnummer 76 sowie Teile der Flurnummer 78 der Gemarkung Bayerisch 
Gmain.  

Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Größe von 15.939 m² (ca. 1,6 ha). 
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2.3 Vorgaben von Landes- und Regionalplanung 

Landesentwicklungsprogramm (LEP 2020) 

Die Gemeinde Bayerisch Gmain liegt im LEP im Verdichtungsraum und befindet sich di-
rekt neben dem Oberzentrum Bad Reichenhall. 

• Gemäß dem Grundsatz nach Ziffer 1.4 Wettbewerbsfähigkeit soll die räumliche Wett-
bewerbsfähigkeit Bayerns durch Schaffung bestmöglicher Standortqualitäten in wirt-
schaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen Teilräumen gestärkt werden. Da-
bei sollen im Wettbewerb um Unternehmen und Arbeitskräfte lagebedingte und wirt-
schaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, infrastrukturelle Nachteile abgebaut sowie 
vorhandene Stärken ausgebaut werden. 

• Gemäß dem Grundsatz nach Ziffer 5.1 Wirtschaftsstruktur, sollen die Standortvo-
raussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die leistungsfähigen 
kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Handwerks- und Dienstleis-
tungsbetriebe, erhalten und verbessert werden. 

Dem LEP zufolge haben der Erhalt und die Verbesserung der lokalen bayerischen Wirt-
schaft und insbesondere Ihrer Standortvoraussetzungen einen hohen Stellenwert.  Mit der 
Entwicklung einer Fläche für Gewerbe im Verdichtungsraum, wird ein neuer potenziell 
attraktiver Standort für ein heimisches Gewerbe geschaffen, insbesondere mit der Anbin-
dung an die B20. 

• Gemäß dem Ziel nach Ziffer 3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung sind in den 
Siedlungsgebieten die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vor-
rangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung 
nicht zur Verfügung stehen. 

• Gemäß dem Ziel nach Ziffer 3.3 Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot sind 
neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten aus-
zuweisen. 

Bei dem Änderungsbereich handelt es sich um eine im Zusammenhang bebauten Fläche 
mit guter Verkehrsanbindung. Die Entwicklung einer Fläche die bereits zu allen Seiten von 
Bebauung umgeben ist, hat somit Vorrang vor der Entwicklung von Flächen im Randbe-
reich. 

 

Regionalplan 18 – Südostoberbayern 

Die Gemeinde Bayerisch Gmain ist raumordnerisch der Region 18 „Südostoberbayern“ 
zugeordnet.  

Dabei wird die im Landkreis Berchtesgadener Land liegende Gemeinde Bayerisch Gmain 
als Verdichtungsraum des Oberzentrums Bad Reichenhall dargestellt. 

Im Regionalplan werden für die Region verschiedene Grundsätze definiert: 

• Der Grundsatz des Leitbildes in der Region Südostoberbayern entspricht der nach-
haltigen Raumentwicklung. In diesem Sinne sollen sie so weiterentwickelt werden, 
dass sie als attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum für die Bevölkerung erhalten 
bleibt, […] und das Heimatbewusstsein erhalten wird. (zu RP Teil AI, 1). 

Im Zuge der Änderung wird ein Entwicklungsraum für die ansässigen Unternehmen und 
Betriebe geschaffen, wodurch die Gemeinde Bayerisch Gmain als attraktiver Wirtschafts-
raum gestärkt werden kann. 

• Die Region soll in ihrer Eigenständigkeit gestärkt werden. Die Wirtschaftskraft und die 
Wettbewerbsfähigkeit in der Region sollen insgesamt gesichert und in einzelnen Teil-
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räumen gestärkt sowie die Wirtschaftsstruktur in allen Regionsteilen weiter diversifi-
ziert werden. Hierzu soll die Infrastruktur weiter ausgebaut und die Verfügbarkeit von 
Fachkräften gesichert sowie die Zusammenarbeit mit benachbarten Räumen weiter 
intensiviert und ausgebaut werden (zu RP Teil AI, 2.4). 

• Die Wirtschaftskraft der Region Südostoberbayern soll nachhaltig entwickelt, ausge-
baut und gestärkt werden. In allen Teilräumen der Region soll eine angemessene 
Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ermöglicht werden […]. 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur sollen ausge-
wogene Lebens- und Arbeitsbedingungen in der gesamten Region schaffen […]. (zu 
RP Teil BV, 1G). 

• In allen Teilräumen der Region soll das Arbeitsplatzangebot erweitert werden […] (zu 
RP Teil BV, 4G). 

Durch die Entwicklung einer Gewerbefläche wird der Grundsatz der Stärkung und Ent-
wicklung der Wirtschaftskraft innerhalb der Region Südostoberbayern erfüllt und somit 
eine Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ermöglicht. 

Des Weiteren werden durch den jeweiligen neuen Standort neue Arbeitsplätze ermöglicht, 
welche eine Lebens- und Arbeitsgrundlage schaffen.  

• Um die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbessern und um 
günstigere Voraussetzungen für die Ansiedlung von Unternehmen insbesondere in 
den zentralen Orten zu schaffen, ist die Ausweisung von Gewerbegebieten und ein 
weiterer Ausbau der Infrastruktur erforderlich […]. (zu RP Teil BV, 3G). 

 

2.4 Rechtliche Ausgangslage 

Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan  

Die Gemeinde Bayerisch Gmain besitzt einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
(FNP) in der Fassung vom 17.04.1996, der vom Landratsamt Berchtesgadener Land mit 
Bescheid vom 19.08.1996 genehmigt wurde. Östlich angrenzend an den Geltungsbereich 
wurde die Flurnummer 77/6 im Zuge der 5. Flächennutzungsplanänderung in ein Sonder-
gebiet umgewandelt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nummer 34 wird im 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Grünfläche dargestellt.  
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Abbildung 2: (ohne Maßstab): Darstellung des Planungsumgriffs im rechtswirksamen FNP der Ge-
meinde Bayerisch Gmain, (Quelle: FNP Gemeinde Bayerisch Gmain) 

 

Der gegenständliche Bebauungsplan wird nicht aus dem rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Bayerisch Gmain entwickelt. 
Ein entsprechendes Verfahren zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans läuft parallel. 

 

Rechtsverbindliche Bebauungspläne, Baurecht 

Für einen Großteil des Geltungsbereiches existiert bisher kein rechtsverbindlicher Bebau-
ungsplan. Östlich direkt angrenzend existiert der rechtsverbindliche Bebauungsplan 
"Kleinflächiger Einkaufsmarkt an der Schillerallee". Dieser Bebauungsplan wird in Teilbe-
reichen vom Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 34 „Bürogebäude an der 
Berchtesgadener Straße“ überlagert. Der Überlagerungsbereich wird rechtlich vollständig 
durch den gegenständlichen Bebauungsplan Nr. 34 ersetzt.  
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Abbildung 3: Darstellung des Überlagerungsbereiches von Bebauungsplan Nr. 31 "Kleinflächiger Ein-
kaufsmarkt an der Schillerallee" mit Bebauungsplan Nr. 34 "Bürogebäude an der Berchtesgadener 
Straße" 

Der Bebauungsplan "Kleinflächiger Einkaufsmarkt an der Schillerallee" setzt für den Über-
lagerungsbereich eine "Fläche mit Gras-Kraut-Ansaat" fest. Diese Fläche war Teil des 
naturschutzrechtlichen Ausgleichs des Bebauungsplans. Der gesamte naturschutzrechtli-
che Ausgleich wird im Zuge der Aufstellung des gegenständlichen Bebauungsplans Nr. 34 
neu geregelt. Die Überlagerungsfläche ist künftig nicht mehr Teil des Ausgleichskonzepts 
und kann daher überplant werden.  

Zukünftig wird ein Teil der internen privaten Erschließung mit Böschungen etc. in diesem 
Bereich liegen. Auch der geplante öffentliche Fußweg durchquert diese Fläche von der 
Schillerallee im Nord-Osten Richtung Berchtesgadener Straße im Süd-Westen. Auch die-
ser Fußweg muss mit entsprechenden Böschungen topografisch eingepasst werden.  

Die nicht befestigten Flächen im Überlagerungsbereich sind nach den Festsetzungen des 
gegenständlichen Bebauungsplans zu begrünen und zu bepflanzen. 

Bei Bebauungsplänen handelt es sich um gemeindliche Satzungen. Diese unterliegen, 
soweit in ihnen selbst nichts anderes geregelt ist, keinen Geltungsfristen. Sollte der ge-
genständliche Bebauungsplan Nr. 34 aufgehoben werden, so gilt für den Überlagerungs-
bereich wieder der ursprüngliche Bebauungsplan "Kleinflächiger Einkaufsmarkt an der 
Schillerallee". 

Das nördlich angrenzende Grundstück Flurnummer 76/7 kann nach Rechtsverbindlichkeit 
des gegenständlichen Bebauungsplans Nr. 34 planungsrechtlich dem Innenbereich nach 
dem § 34 BauGB ("Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile") zugeordnet werden. Seine mögliche Bebauung richtet sich nach den Vorgaben 
des § 34 BauGB. Da in die Topografie des Nachbargrundstücks Flurnummer 76/7 nicht 
eingegriffen wird, verändert sich auch die abstandsrechtliche Situation nicht. 
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Wasserschutz 

Wasserrechtliche Gestattungspflicht 

Sollte in das Grundwasser eingegriffen werden, so sind im Vorfeld die entsprechenden 
wasserrechtlichen Gestattungen einzuholen. Besondere Berücksichtigung sollten die 
Auswirkungen eines möglichen Aufstaus bzw. einer Absenkung von Grundwasser als 
Folge von Einbauten im Untergrund finden. 

Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet 

Für das Einleiten von Niederschlagswasser im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutz-
gebiet besteht eine wasserrechtliche Gestattungspflicht. 

Starkniederschläge 

Starkniederschläge können flächendeckend überall auftreten. Voraussichtlich werden 
solche Niederschläge aufgrund der Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität weiter 
zunehmen. Auch im Planungsgebiet können bei sogenannten Sturzfluten flächenhafter 
Abfluss von Wasser und Schlamm sowie Erosionserscheinungen auftreten. Dabei ist auch 
das von außen dem Planungsgebiet zufließende Wasser zu beachten. 

Der Nachweis der nicht nachteilig veränderten Abflusssituation (Überflutungsnachweis), 
dass alles anfallende Niederschlagswasser bei z.B. kritischer Regenspende von r5,30 (5-
minütiges Regenereignis mit Wiederkehrintervall von 30 Jahren auf dem Grundstück zu-
rückgehalten werden kann, wird im Rahmen des späteren wasserrechtlichen Verfahrens 
geführt. 

 

Belange des Natur- und Artenschutzes 

Die Fläche befindet sich wie das restliche Siedlungsgebiet im Biosphärenreservat 
Berchtesgadener Land. Innerhalb des Geltungsbereichs sowie in der Umgebung sind an-
sonsten keine Schutzgebiete nach BNatSchG, europäische Schutzgebiete (FFH-Gebiet, 
Vogelschutzgebiet) oder amtlich kartierte Biotope vorhanden.  

Der Umweltbericht (Teil E2) mit detaillierten Informationen zu den Belangen des Natur- 
und Artenschutzes liegt der Begründung als Anlage 2 bei. 

 

Landschaftsschutzgebiet 

Etwa 200 m nördlich beginnt das Landschaftsschutzgebiet „Ortelbach“ (LSG-00321.01) im 
Gebiet der Gemeinde Bayerisch Gmain. 
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2.5 Städtebauliche Bestandanalyse  

Planungsgebiet  

Auf dem überwiegenden Teil des Geltungsbereichs befindet sich mäßig extensiv genutz-
tes Grünland. Im Süden und Westen wird der Geltungsbereich durch Hecken und Gehölz-
strukturen abgegrenzt. Im Osten und Süden liegen die Ausgleichsflächen A1 und A2 des 
rechtswirksamen Bebauungsplans Nr. 31 "Kleinflächiger Einkaufsmarkt an der Schilleral-
lee". Das Gelände fällt von Nord nach Süd relativ stark ab. Insgesamt beträgt die Höhen-
differenz im gesamten Gelände des Geltungsbereichs ca. 10 Meter. 

Abbildung 4: Planungsgebiet mit Flurkarte und Luftbild 

Oberflächengewässer / Grundwasser 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Oberflächengewässer. Ca. 80 m im 
Süden verläuft der „Wappach“, ein kleiner Bachlauf und in ca. 1,2 km Entfernung in Rich-
tung Westen die Saalach. 

Zur Vorabschätzung der Versickerungsfähigkeit wurden durch den Geologen Kellerbauer 
Abschätzungen bzgl. des Grundwasserabstandes und dem kf-Wert festgelegt (siehe An-
lage 4). Der Grundwasserabstand im Bereich des Baugrundstückes wird gemäß der Ab-
schätzung des Geologen mit 20 – 30 m unter Gelände und der kf-Wert mit 5*10-5 m/s 
angegeben. 

Denkmalpflege 

Im Geltungsbereich sind keine Bau- und Bodendenkmäler bekannt bzw. gemeldet. Bo-
deneingriffe jeglicher Art sind dann gem. Art. 7 Abs.1 BayDSchG erlaubnispflichtig, wenn 
man weiß oder vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich am Ort 
der Bodeneingriffe Bodendenkmäler befinden.  

Archäologische Funde oder Bodendenkmäler unterliegen grundsätzlich der Meldepflicht 
beim Landesamt für Denkmalpflege gemäß Art. 8 Abs. 1 - 2 Denkmalschutzgesetz 
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(DSchG). Sollten im Rahmen von Erdarbeiten archäologische Funde auftreten, sind diese 
unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde am Landratsamt Berchtesgadener Land 
anzuzeigen und die Fundstelle zu sichern. 

Bodeneingriffe sind auf das unabweisbar notwendige Mindestmaß zu beschränken. 

Altlasten 

Altlasten sind im Geltungsbereich nicht bekannt. Sollten aufgrund von Bodenuntersu-
chungen oder während der Baumaßnahmen Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, 
welche auf eine Altlast o.ä. hinweisen, ist das Landratsamt Berchtesgadener Land oder 
das Wasserwirtschaftsamt Traunstein umgehend zu verständigen. 

Soleleitung „Berchtesgaden-Reichenhall" und die Betriebswasserleitung der Saline 
(Alpgartenleitung) 

Im Bereich der „Schillerallee" ist die Soleleitung „Berchtesgaden-Reichenhall" und die 
Betriebswasserleitung der Saline (Alpgartenleitung) verlegt.  Hier sind bei möglichen 
Grabarbeiten die Auflagen und Beschränkungen der Rohrfernleitungsverordnung zu be-
rücksichtigen. Die Technischen Regeln für Rohrfernleitungen (TRFL) sind einzuhalten. 
Wir bitten das Salzbergwerk Berchtesgaden vor Aufnahme der Tätigkeit zu benachrichti-
gen. Da die Soleleitung in diesem Bereich auf Grund von Straßenbauarbeiten der Ge-
meinde in den 1990er Jahren sehr oberflächennah verlegt ist, sind auch bei Schwerlast-
verkehr während der Bauarbeiten Maßnahmen zum Schutz der Soleleitung vorzusehen. 
Eine Mindestüberdeckung der Soleleitungen (Auffüllung + FSK + Asphalt) sollte > 1,0 m 
über Rohrscheitel liegen. Bei Unterschreitung dieser Mindesthöhen ist zum Schutz der 
Soleleitungen ein entsprechendes Geotextil einzubauen. 
Während der Bauphase ist besonders darauf zu achten das keine Schädigung der Leitun-
gen entstehen. 
Der Kreuzungsbereich ist eventuell mittels Lastabtragsplatten in Bezug auf den Schwer-
lastverkehr zu sichern. 
Bei Grabungsarbeiten ist mit besonderer Vorsicht und nur in Absprache mit den Salzwer-
ken vorzugehen. Eine genaue Ortung der Soleleitungen im Vorfeld der Baumaßnahme ist 
angeraten. 
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3 Erläuterung der Inhalte des Bebauungsplans 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Im Bebauungsplan wird ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) nach § 8 BauNVO i.V. 
mit § 1 Abs. 9 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt.  

Es handelt sich um ein eingeschränktes Gewerbegebiet, das in den Gebietskategorien 
nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) einen Zwischenschritt zum Mischgebiet dar-
stellt. Das eingeschränkte Gewerbegebiet dient vorwiegend der Unterbringung von Ge-
werbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören - also z.B. Büronutzung. Für 
solche Betriebe gibt es in Bayrisch Gmain Bedarf. Die zulässigen Nutzungen fügen sich in 
die Ortsstruktur ein. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) werden folgende Nutzungen zugelassen: 

• Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, 

• öffentliche Betriebe, 

• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

Dadurch wird verdeutlicht, dass lärmendes Gewerbe mit hohen Verkehrsaufkommen aus 
oben genannten Gründen nicht gewünscht ist.  

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sind, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Diese Nutzungen stellen üblicherweise keine das Wohnen wesentlich störenden Nutzun-
gen dar. Es könnte sich z.B. zukünftig ein Bedarf für einen Betriebskindergarten ergeben. 
Durch die Regelung als Ausnahme kann die Gemeinde im Einzelfall über die Zulässigkeit 
entscheiden. 

Ausgeschlossen werden folgende Nutzungen, da sie dem Gebietscharakter eines einge-
schränkten Gewerbegebiets widersprechen und als das Wohnen störende Nutzungen zu 
betrachten sind:   

• sonstige Gewerbebetriebe, Lagerhäuser, Lagerplätze, 

• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes, 

• Anlagen für sportliche Zwecke, 

• Tankstellen, 

• Vergnügungsstätten. 

Tankstellen, werden aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens sowie der langen Be-
triebszeiten in unmittelbarer Nähe zu Wohngebieten ausgeschlossen.  

Aus städtebaulichen Gründen sowie aufgrund der unmittelbaren Nähe zum Wohngebiet 
sind in dieser Lage keine Vergnügungsstätten gewünscht. 
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3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die getroffenen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung dienen der Sicherstel-
lung eines sparsamen und schonenden Umganges mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 
2 BauGB. 

Durch die Festsetzung der maximal zulässigen Grundfläche und der maximal zulässigen 
Anzahl an Vollgeschossen wird das zulässige Maß der baulichen Nutzung begrenzt. Die 
Festsetzung erfolgt durch Eintrag in der Planzeichnung des Bebauungsplanes in der zu-
gehörigen Nutzungsschablone. Die festgesetzten Werte werden im Folgenden erläutert.  

Die Begrenzung auf maximal 4 zulässige Vollgeschosse stellt sicher, dass sich die künfti-
ge Gebäudestruktur in ihrer Höhenentwicklung in die umgebende Bebauung einfügt. Zu-
dem soll im Sinne des flächensparenden Bauens eine für das Gemeindebild maximal ver-
trägliche Anzahl an Vollgeschossen ausgeschöpft werden. Durch das von Nord nach Süd 
abfallende Gelände tritt das Gebäude von Norden aus als zwei- bis dreistöckiges Gebäu-
de in Erscheinung. Von Süden aus wird die vergleichsweise hohe Anzahl an Vollgeschos-
sen aufgrund der Nähe zur Hauptstraße aus städtebaulicher Sicht als vertretbar gewertet. 
Das oder die künftigen Gebäude bilden hier eine städtebaulich sinnvolle Raumkante. An 
dieser Stelle weicht der Bebauungsplan von der Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain 
über örtliche Bauvorschriften nach Art. 81 BayBO ab. Die in der Satzung vorgeschrieben 
Begrenzung der Anzahl der Vollgeschosse auf 2 (E+1) dient aus Sicht der Gemeinde 
überwiegend der Regelung von Gebäudekörpern im Wohngebiet. 

Es wurde eine Festsetzung aufgenommen, dass das 4. Vollgeschoß - wenn ein solches 
errichtet wird - zwingend das Dachgeschoss sein muss. Außerdem wird festgesetzt, dass 
das Kellergeschoß angefüllt werden muss (analog der Festsetzung 5.2 der örtlichen Bau-
vorschriften). Dadurch wird die optisch wirksame Ansichtshöhe der Gebäude begrenzt (3 
volle Geschoße und ein Kniestock). 

Die maximal zulässige Grundfläche von 2.050 m² ermöglicht eine nahezu vollständige 
Bebauung der überbaubaren Grundstücksfläche (Bauraum).  

 

Zulässige Grundfläche und zulässige Versiegelung 

 

Übersicht:  

Gesamte Fläche des Geltungsbereiches ca.       15.939 m2 

davon  

• Erschließung öffentlich  

• Erschließung privat 

ca.      657 m2 

ca.   1.247 m2 

• Baugrundstück Fl.Nr. 76 

davon 

• zulässige Grundfläche GR 

ca. 14.028 m2 

 

        2.050 m2 

Die Fläche des Baugrundstücks Fl.Nr. 76 beträgt ca. 14.028 m2. Hiervon werden 2.050 m2 
Grundfläche nach § 19 Abs. 1 BauNVO zugelassen. Dies entspricht einer vergleichbaren 
Grundflächenzahl (GRZ 1) von 0,15. Die Dichte liegt für ein Vorhaben, das mit einem Ge-
werbebetrieb vergleichbar ist, im unteren Bereich. Die für ein Gewerbegebiet geringe Flä-
chengröße soll ebenfalls sicherstellen, dass die Fläche überwiegend zur Errichtung wenig 
flächenintensiver Nutzungen, wie als Geschäfts-, Büro-, und Verwaltungsgebäude genutzt 
wird.  



Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 34  
„Bürogebäude an der Berchtesgadener Straße“, Gemeinde Bayerisch Gmain 
Teil E1 - Begründung von Teil A – E, Entwurf  

 

 

 

Fassung vom 11.07.2023 Seite 14 von 23 

 

 

Die gesamte versiegelte Fläche im Baugrundstück Fl.Nr. 76 beträgt 3.142 m2 (2.050 m2 
+1.092 m2 versiegelte Flächen außerhalb der Gebäude). Dies entspricht einer (GRZ 2) 
von 0,22 (3.142 m2 / 14.028 m2). Die Überschreitung der festgesetzten Grundfläche bzw. 
ihrer äquivalenten (GRZ 1) von 0,15 beträgt also 47% und ist somit nach § 19 Abs. 4 
BauNVO zulässig. Als Kompensationsmaßnahme wird festgesetzt, dass die offenen Stell-
platzflächen aus wasserdurchlässigen Belägen herzustellen sind. Die Flächen für Stell-
plätze summieren sich auf ca. 884 m2 (ohne Bäume), was 6% der Fläche des Baugrund-
stücks entspricht. Daher wird durch diese Festsetzung die faktische Versiegelung deutlich 
verringert. 

3.3 Überbaubare Grundstücksflächen und Bauweise 

Im Plangebiet werden die für Gebäude überbaubaren Grundstücksflächen durch Bau-
grenzen festgesetzt, um dem späteren Vorhaben eine individuelle Planung zu ermögli-
chen. Die Baugrenze wird im Süden durch die Anbauverbotszone der Bundesstraße be-
grenzt. Diese wird eingehalten. Grundsätzlich dürfen die Baugrenzen von Gebäuden, 
auch Nebengebäuden und Garagen nicht überschritten werden. Untergeordnete Bauteile 
wie Dachüberstände dürfen bis max. 2,10 m über die Baugrenze hinaus errichtet werden. 
Regional sind relativ weite Dachüberstände durch die Bautradition begründet und sollen 
im gegenständlichen B-Plan ermöglicht werden, auch wenn sie über den Bauraum hin-
ausragen. 

Auch Verschattungskonstruktionen und -anlagen dürfen bis zu 80 cm über die Baugrenze 
hinausragen, da diese keine gebäudeähnliche Wirkung haben. 

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO wie z.B. Trafostationen können ausnahmswei-
se und an geeigneter Stelle auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuge-
lassen werden, da sie gegebenenfalls die Versorgung des Gewerbegebietes sicherstellen.  

Die notwendigen nicht überdachten Stellplätze und Carports für Mitarbeiter sind jedoch 
auch außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, um sicher-
zustellen, dass die von der Stellplatzsatzung der Gemeinde Bayerisch Gmain geforderte 
Anzahl an Stellplätzen im Geltungsbereich realisiert werden kann.  

Als Bauweise wird abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt: Bau-
körperlängen von mehr als 50,00 m werden zugelassen. Die seitlichen Grenzabstände 
sind einzuhalten. Der oder die geplanten Baukörper können aufgrund des festgesetzten 
Bauraums länger als 50,00 m geplant werden. Es soll aber keine geschlossene Bauweise 
mit Grenzbebauungen entstehen. Daher wird die Einhaltung der Grenzabstände festge-
setzt.  

3.4 Abstandsflächenrecht 

Durch die Einhaltung der Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain über örtliche Bauvor-
schriften nach Art. 81 BayBO ist zu Nachbargrundstücken die Belichtung, Belüftung und 
Besonnung der angrenzenden Gebäude sichergestellt. Nachbarschützende Belange wer-
den somit nicht berührt. 

3.5 Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützwände 

Die Tiefe der Abgrabungen darf 5,00 m und die Höhe der Aufschüttung darf 5,00 m nicht 
überschreiten. Stützwände sind bis zu einer Ansichtshöhe von 1,00 m zulässig und ent-



Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 34  
„Bürogebäude an der Berchtesgadener Straße“, Gemeinde Bayerisch Gmain 
Teil E1 - Begründung von Teil A – E, Entwurf  

 

 

 

Fassung vom 11.07.2023 Seite 15 von 23 

 

 

sprechen somit der Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain über örtliche Bauvorschrif-
ten nach Art. 81 BayBO ab.  

Die zugelassenen Aufschüttungen und Abgrabungen sind notwendig, um trotz der Hö-
hendifferenzen innerhalb des Geländes eine ebene Fläche herstellen zu können und das 
Gelände gleichzeitig harmonisch an die Nachbargrundstücke anpassen zu können. Die 
künftigen Gebäudestrukturen der Gewerbegebäude sollen bestmöglich in das Gelände 
bzw. den Hang eingepasst werden. Im städtebaulichen Maßstab betrachtet sind die zu-
lässigen Geländeveränderungen vertretbar. 

Im Bereich von Tiefgaragenrampen und Kellerzufahrtsrampen darf die Abgrabung bis 
Oberkante Rohfußboden des Tiefgaragen- oder Kellergeschosses geführt werden, auch 
wenn die Abgrabung dann mehr als 5,00 m beträgt. Dies ist bedingt durch das hängige 
Gelände mit relativ großen Höhendifferenzen. Da es sich bei Tiefgaragenrampen und 
Kellerzufahrtsrampen im städtebaulichen Maßstab um relativ kleinflächige Bauteile han-
delt ist diese Festsetzung vertretbar. Es wird dadurch nicht zu großflächigen Geländever-
änderungen kommen. 

Zur topografischen Situation bei der geplanten Einmündung sh. Kap. 4.1. 

3.6 Führung von Ver- und Entsorgungsleitungen 

Sämtliche Ver- und Entsorgungsleitungen sind zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbilds 
unterirdisch zu führen. 

3.7 Grünordnung  

3.7.1 Allgemein und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen - also auch die Flächen nördlich des festge-
setzten Bauraums sind zu begrünen, außer sie werden als Verkehrsfläche, Stellplätze, 
Zufahrten etc. genutzt. Auf diesen Flächen besteht kein Baurecht bzw. wird kein Baurecht 
geschaffen. 

Die grünordnerischen Festsetzungen sollen zur angemessenen Durch- und Eingrünung 
des Planungsgebietes beitragen. Durch die Eingrünung wird die Einfügung des geplanten 
Gebäudekomplexes in das umgebende Orts- und Landschaftsbild unterstützt. 

Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind mit Laubbäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen, durch Ansaat zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten, soweit sie nicht als 
Geh- und Fahrflächen, Stellplätze oder Lagerflächen dienen. Damit sollen zum einen die 
versiegelten Flächen möglichst geringgehalten werden und zum anderen eine qualitativ 
hochwertige Grünstruktur geschaffen und eine Einbindung in die Landschaft und die Um-
gebung dauerhaft gewährleistet werden. 

Zur Sicherung der Durchgrünung ist mindestens ein Laubbaum je angefangener 400 m² 
öffentlicher Grünfläche zu pflanzen. Die im Plan festgesetzten Bäume können hierbei an-
gerechnet werden, die anderen Baumstandorte sind frei wählbar. Pflanzenvorschläge sind 
unter Hinweise Punkt 3.14 (siehe Teil C – textliche Festsetzungen und Hinweise) zu fin-
den. 

Die durch Planzeichen festgesetzten Baumpflanzungen können in ihrem Standort gering-
fügig in jede Richtung variieren, wenn hierfür planerische Notwendigkeit besteht, z. B. für 
den Fall, dass vorhandene unterirdische Leitungen oder andere technische Gründe dies 
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bei der Ausführung erfordern oder um unbeabsichtigte Härten zu vermeiden. Ein- und 
Ausfahrten sind so zu planen, dass diese zwischen den festgesetzten Einzelbäumen lie-
gen. 

Bei Reihen- und Alleepflanzungen ist jeweils einheitlich eine Baumart zu verwenden, um 
eine einheitliche Raumwirkung zu gewährleisten.  

Die Festsetzung von Mindestpflanzqualitäten soll zu einer raschen und nachhaltigen 
Durchgrünung des Geltungsbereiches beitragen. Besonders in Bereichen mit hoher 
Raumwirkung wie entlang der Berchtesgadener Straße und im Parkplatzbereich soll damit 
eine schnelle Durchgrünung gewährleistet werden. 

Bei Baumpflanzungen innerhalb von Belagsflächen (auch im Straßenbereich) ist pro 
Baum ein spartenfreier, durchwurzelbarer Pflanzraum von 12 m³ vorzusehen. Ausnahms-
weise sind auch überdeckte Pflanzflächen zulässig (z.B. mit Baumrosten), wenn dies aus 
gestalterischen oder funktionalen Gründen erforderlich ist. So zum Beispiel, wenn in dem 
Bereich eine Überfahrbarkeit durch Fahrzeuge ermöglicht werden soll. 

Damit sich die neugepflanzten Bäume entsprechend dem Begrünungsziel entwickeln und 
lange ihre Funktion erfüllen können, wird für die Neupflanzung die Umsetzung des Re-
gelwerkes „FLL- Empfehlung für Baumpflanzungen Teil 2: Standortvorbereitungen für 
Neupflanzungen; Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Substrate“ 
festgesetzt. 

Um die dauerhafte Durchgrünung des Gebietes zu gewährleisten wird festgesetzt, dass 
die Pflanzungen zu pflegen und zu erhalten sind und bei Verlust oder Ausfall von Bäumen 
und Sträuchern diese mit den festgelegten Mindestpflanzqualitäten nachzupflanzen sind.  

Für eine möglichst schnelle Begrünung des Baugebietes wird festgesetzt, dass alle Pflan-
zungen und Ansaaten nach Herstellung der Bezugsfertigkeit, spätestens innerhalb der 
darauffolgenden Vegetationsperiode zu erfolgen haben. 

Zur Verbesserung des kleinräumigen Klimas und zur Verbesserung der optischen Eingrü-
nung sind die Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (siehe Planzeichen als 
Hinweis 7.9) naturnah zu gestalten 

3.7.2 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft – Ausgleichsflächen 

Die Bewertung der Eingriffsregelung erfolgt gemäß Leitfaden „Bauen im Einklang mit Na-
tur und Landschaft - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ des Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Wohnen, Bau und Verkehr (2021). 

Für die Entwicklung des Gewerbegebietes entsteht ein Ausgleichsbedarf von 10.777 
Wertpunkten. Die Ausgleichsfläche befindet sich außerhalb des Änderungsbereiches auf 
der Flurnummer 380/3 der Gemarkung Bayerisch Gmain. Die genaue Ermittlung des Aus-
gleichserfordernisses wird in der Unterlage zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung 
erläutert. Die Unterlage ist als eigenständige Unterlage Bestandteil der Verfahrensunter-
lagen zur Aufstellung des Bebauungsplans. 

Die aus dem Eingriff und dem Ausgleichsbedarf resultierenden Ausgleichsmaßnahmen 
wurden mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 

Auf der Fläche des Änderungsbereiches befinden sich bereits zwei Ausgleichsflächen für 
den Bebauungsplan Nr 31 „Sondergebiet kleinflächiger Einkaufsmarkt an der Schilleral-
lee“. Die Flächen wurden bislang nicht umgesetzt, befinden sich im Besitz der Gemeinde 
Bayerisch Gmain und werden von der Gemeinde zusätzlich, unabhängig von der regulä-
ren Eingriffs-ermittlung für den gegenständlichen Bebauungsplan, auf einem Teilstück der 
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Flurnummer 162/78 (Gmkg. Bayerisch Gmain) im Rahmen des gemeindlichen Ökokontos 
ausgeglichen. Da die Ökokontofläche laut Ökokontokonzept mit dem Faktor 0,5 belegt 
werden muss, werden insgesamt 5.126 m² (5.126 m² x 0,5 = 2.563 m²) für den Aus-
gleichsbedarf von 2.563 m² verwendet. Detaillierte Erläuterungen hierzu sind dem Text-
dokument zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung zu entnehmen. 

Der Umweltbericht (Teil E2) mit detaillierten Informationen zu den Belangen des Natur- 
und Artenschutzes liegt der Begründung als Anlage 2 bei. 

Für eine möglichst schnelle und zuverlässige Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen si-
cherzustellen, wird festgesetzt, dass die Umsetzung der Ausgleichsflächen unmittelbar 
nach Herstellung der Bezugsfertigkeit zu erfolgen hat. 

3.7.3 Natur- und Artenschutzmaßnahmen zur Vermeidung 

Zum Schutz der Insekten ist im gesamten Außenbereich des Geltungsbereiches insekten-
freundliche nach oben abgeschirmte Leuchtmittel (z.B. LED-Lampen) einzubauen.  
 
Zur Vermeidung von Vogelschlag ist die geplante Fassade so zu gestalten, dass für Vögel 
nicht der Eindruck einer einheitlichen, spiegelnden bzw. durchsichtigen Glasfläche er-
weckt wird, die durchflogen werden könnte. Alternativ kann Vogelschutzglas verwendet 
werden. 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote gem. §44 BNatSchG, sind die erforderli-
chen Gehölzschnitt- und Rodungsarbeiten in den Wintermonaten (01. Oktober bis 
28./29. Februar) durchzuführen. Ausnahmen sind nur in den unter § 39 Abs. 5 Satz 2 
BNatSchG genannten Fällen zulässig. 

3.8 Gestaltung baulicher Anlagen  

Für die Gestaltung baulicher Anlagen gilt die Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain 
über örtliche Bauvorschriften nach Art 81 BayBO. Wo die Satzung nicht eingehalten wird, 
werden abweichende Festsetzungen getroffen.  

Alle Satteldächer sind entsprechend der Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain über 
örtliche Bauvorschriften nach Art. 81 BayBO als gleichseitig geneigte Satteldächer auszu-
führen. Um eine bessere Nutzung der Solarenergie zu ermöglichen werden abweichend 
von der Satzung auch ungleichseitige Satteldächer zugelassen. Dies ermöglicht auch eine 
Reaktion auf die Hanglage: das talseitige Dach kann weiter heruntergezogen werden als 
das hangseitige. Die Ansichtshöhe vom Tal her kann so verringert werden (sh. Schema-
schnitt im Planteil).  

Durchlaufende Zaunsockel können für bestimmte Tiergruppen (z.B. den Igel) als Barriere 
wirken. Um diesen Tiergruppen nicht zu schaden sind durchlaufende Sockel nicht zuläs-
sig.  

Dachterrassen und Dacheinschnitte sind zulässig, wenn sie mit Glas überdacht sind. Die 
Neigung der Glaseindeckung muss der Neigung des Daches, in dem sich der Einschnitt 
befindet, entsprechen. Durch die relative Höhe der Gebäude sind diese Dachterrassen 
und Dacheinschnitte von Fußgängerebene kaum bis nicht einsehbar. Durch die Glasein-
deckung wird die zusammenhängende Dachfläche gestalterisch gewahrt. Der Baukörper 
wird nicht "zerklüftet". 

Dachgauben sind in Form von Schleppgauben zulässig. Die Gauben müssen hierbei eine 
Frontansicht eines liegenden Rechtecks aufweisen (keine Satteldach-, Fledermausgau-
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ben etc.). Je Gebäude sind maximal 2 Gauben je Dachseite zulässig. Die gesamte An-
sichtslänge der Gauben darf je Dachseite bis zu 25% der gesamten Dachlänge (in First-
richtung gemessen) betragen. Dadurch kann besonders bei längeren Gebäuden das 
Dachgeschoß besser belichtet werden. Evtl. notwendige Aufzugsüberfahrten können mit 
solchen Gauben besser in die Architektur des Gebäudes integriert werden. Durch die Be-
schränkung der Anzahl und der gesamten Ansichtslänge der Gauben wird eine Unterord-
nung der Gauben in die Dachlandschaft des Baukörpers sichergestellt. 

Die Gauben müssen hierbei die Frontansicht eines liegenden Rechtecks aufweisen (keine 
Satteldach-, Fledermausgauben etc.). Dachgauben in dieser Form ordnen sich dem ge-
samten Erscheinungsbild der Gebäude unter und beunruhigen nicht die Dachlandschaft. 

Für die Außenanlagen wird festgesetzt, dass die Stellplatzflächen aus wasserdurchlässi-
gen Belägen herzustellen sind, um den Versiegelungsgrad zu verringern. 

Um eine Eingrünung der großen Gebäudefassaden zu gewährleisten, müssen Fassaden 
ohne Öffnung (Fenster, Türen, Tore) und sonstige Wände ab einer Wandfläche von 50 m² 
zu einem Anteil von mindestens 20% der Wandfläche mit Kletter- oder Rankpflanzen be-
grünt werden. Zum Schutz der Holzfassaden werden diese von der Festsetzung ausge-
nommen. 

Wird ein Gebäude in Bauabschnitten errichtet, so ist die Fassade, an die später angebaut 
werden soll mit Öffnungen zu gestalten und mit Fassadenmaterialien zu versehen, die der 
Fassadengestaltung des Gesamtgebäudes entsprechen. Dadurch wird vermieden, dass 
das Gebäude über längere Zeit als unvollständig wahrgenommen wird und nicht den opti-
schen Ansprüchen der Umgebung genügt.   

3.9 Brandschutz / Löschwasserversorgung 

Es wird zwingend die Errichtung von zweiten baulichen Rettungswegen ab Gebäudeklas-
se 4 festgesetzt. Bei Errichtung von 4 Vollgeschossen ist daher kein Hubrettungsfahrzeug 
(Drehleiter) notwendig.  

Bei den weiteren Planungen wird die baurechtlich eingeführte „Richtlinie Flächen für die 
Feuerwehr" in Verbindung mit Art. 5 (1) BayBO beachtet. 

Die Gemeinde muss die Löschwasserversorgung gemäß Art. 1 (2) BayFwG als kommu-
nale Pflichtaufgabe im Plangebiet sicherstellen. Die Bemessung der Löschwasserversor-
gungsanlage soll sich nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW's, Tabelle 1, richten. Ein 
entsprechender Hinweis ist im Planwerk enthalten. Bei Bedarf wird ein neuer Hydrant im 
Planungsgebiet errichtet. 
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4 Ver- und Entsorgung / Erschließung 

4.1 Verkehrserschließung 

Die Zufahrt zum Planungsgebiet erfolgt von der Straße "Schillerallee". Durch natürliche 
Böschungen in Verbindung mit Stützwänden, die maximal 1,00 m hoch sind, kann eine 
Geländeveränderung auf dem Nachbargrundstück Flurnummer 76/7 vermieden werden - 
siehe hierzu räumliche Darstellung als Hinweis im Planteil. Durch Festsetzung wird gesi-
chert: An den Grenzen des Geltungsbereichs ist das Gelände an das bestehe Gelände 
der angrenzenden Flurstücke anzupassen. Das Gelände im Nachbargrundstück Flur-
nummer 76/7 bleibt also unverändert. 

Die interne Erschließung wird im B-Plan als private Verkehrsfläche festgesetzt und ist 
somit rechtlich gesichert. Die interne Erschließung im Baugrundstück ist vom jeweiligen 
Bauherrn zu errichten und die Kosten sind von ihm zu tragen. Es handelt sich nicht um 
eine öffentliche Straße. 

Nördlich des festgesetzten Bauraums werden beidseitig zu dieser privaten Verkehrsfläche 
Stellplätze für PKW angeordnet. 

Offene oder gedeckte Fahrradstellplätze werden von den künftigen Vorhabenträgern in 
eigener Verantwortung in ausreichender Anzahl zur Verfügung gestellt, um den Bedürf-
nissen von Mitarbeiter, Kunden etc. zu entsprechen.  

Der Geltungsbereich ist grundsätzlich sowohl mit dem Zug über die Bahnstation Baye-
risch Gmain als auch mit dem Bus über die Haltestelle „Bayerisch Gmain Brücke" gut an 
den ÖPNV angebunden. Eine neue Fußwegverbindung von der Berchtesgadener Straße 
zur Schillerallee beziehungsweise zum Einkaufsmarkt an der Schillerallee fehlt derzeit 
und wird daher im Planteil festgesetzt und somit rechtlich gesichert.  

4.2 Trinkwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist durch die bestehenden Leitungen gesichert.  

4.3 Schmutzwasserbeseitigung 

Die Abwasserbeseitigung ist durch die bestehenden Abwasserkanäle gesichert.  

4.4 Niederschlagswasserbeseitigung 

Gemäß WHG soll Niederschlagswasser, sofern möglich, dezentral versickert werden. 
Eine Einleitung in den bestehenden Kanal ist nicht vorgesehen. Die Versickerung ist ge-
mäß dem allgemein anerkannten Stand der Technik auszulegen um eine Verschmutzung 
des Grundwassers zu vermeiden. Dies ist Bestandteil des wasserrechtlichen Verfahrens. 
Die Bemessung erfolgt gemäß DWA A 138 und DWA M 153.  

Für die künftige Versickerungsanlage wird ein eigenes wasserrechtliches Verfahren 
(WRV) gemäß Art. 15 BayWG in Verbindung mit der Verordnung über Pläne und Beilagen 
in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) durchgeführt.  

Die Beurteilung der angeschlossenen Flächen erfolgt nach Fertigstellung der Außenanla-
gen. Die Planung in Bezug auf Fläche, Art der Befestigung und Beurteilung erfolgt gemäß 
DWA M 153. 
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Das Erfordernis der wasserrechtlichen Behandlung des Vorhabens begründet sich aus 
der Lage des Baugrundstückes (Solebohrung Bad Reichenhall, Gruttensteinquelle (Rei 9) 
und Weitwiesenquelle (Rei 8)).  

Die Niederschlagswasserfreistellung (NWFreiV) tritt außer Kraft, da sich das Grundstück 
in o.g. Schutzgebieten befindet und die angeschlossene Fläche > 1.000 m2 beträgt. 

Daher muss nach Art. 15 BayWG eine wasserrechtliche Erlaubnis für die Versickerung 
des Regenwassers in das Grundwasser eingeholt werden. 

Um eine zusätzliche Belastung des gemeindlichen Regenwasserkanals zu vermeiden, 
wird eine dezentrale Versickerung des auf dem Grundstück anfallenden Niederschlags-
wassers analog zu den technischen Regeln der NWFreiV angestrebt. 

Zur Vorabschätzung der Versickerungsfähigkeit wurden durch den Geologen Herr Keller-
bauer, Abschätzungen bzgl. des Grundwasserabstandes und dem kf-Wert getroffen (sie-
he Anlage 4) 

Für die Entwässerung des auf dem Gebäude anfallenden Dachwassers wird von einer 
Fläche von ca. 1.800 m2 ausgegangen. Von einer Behandlungsbedürftigkeit des anfallen-
den Niederschlagswassers (DWA-M 153) ist nicht auszugehen. 

Der Grundwasserabstand im Bereich des Baugrundstückes wird gemäß der Abschätzung 

des Geologen mit 20 – 30 m unter Gelände und der kf-Wert mit5*10-5 m/s angegeben. 

Das anfallende Niederschlagswasser könnte daher mittels einer Rigole versickert werden. 
Überschlägig wird hierfür ein Volumen von ca. 54 m3 benötigt. Aufgrund der Topografie 
des Baugrundstückes sollte die Rigole südlich des Verwaltungsgebäudes positioniert 
werden. Die mögliche Fläche wird hinweislich im Planteil dargestellt. 

Für die Außenanlagen wird festgesetzt, dass die Stellplatzflächen aus wasserdurchlässi-
gen Belägen herzustellen sind. 

4.5 Energieversorgung 

Das Planungsgebiet ist durch die bestehenden Versorgungsleitungen an das Energienetz 
angeschlossen.  

4.6 Müllbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung ist durch den Anschluss an das öffentliche Entsorgungsnetz ge-
währleistet. Abfalltonnen müssen immer an der öffentlichen Straße "Schillerallee" bereit-
gestellt werden. 
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5 Immissionsschutz 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung „Bürogebäu-
de an der Berchtesgadener Straße“ der Gemeinde Bayerisch Gmain wurde bzgl. der Ge-
räuschemissionen und -immissionen das Gutachten der Lärmschutzberatung Ste-
ger & Partner GmbH, Bericht Nr. 6379/B1/dm vom 17.04.2023 erstellt. Es kommt zu fol-
genden Ergebnissen: 

5.1 Verkehrsgeräusche und baulicher Schallschutz  

Auf das Planungsgebiet wirken insbesondere die Verkehrsgeräuschimmissionen der süd-
lich benachbarten Bundesstraße B 20 sowie der parallel verlaufenden Bahnstrecke 5741 
ein. 

An den geplanten Fassaden des Bürogebäudes werden an den zur Bundesstraße und 
Bahnstrecke hin ausgerichteten Fassaden die schalltechnischen Orientierungswerte der 
DIN 18005 überschritten. Teilweise treten auch Überschreitungen der Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV auf.  
Demgegenüber werden an den abgewandten Nordfassaden die schalltechnischen Orien-
tierungswerte und Immissionsgrenzwerte eingehalten. 

Aufgrund der topografischen Situation (Hochlage des geplanten Gebäudes gegenüber 
den maßgeblichen Verkehrswegen) sind aktive Schallschutzmaßnahmen im Bereich des 
Planungsgebietes zur Reduktion der Beurteilungspegel insbesondere an Süd -und West-
fassade nicht sinnvoll. 

Zur Einhaltung der Anforderungen an gesunde Wohn und Arbeitsverhältnisse wird daher 
auf baulichen Schallschutz am Gebäude abgestellt. Die entsprechenden Anforderungen 
hierzu werden im Bebauungsplan festgesetzt. 

Aufgrund von in Gewerbegebieten zulässigen Beurteilungspegeln über 45 dB(A) während 
der Nachtzeit, ab dem auch nur bei gekippt geöffnetem Fenster in der Regel ungestörter 
Schlaf nicht mehr möglich ist, wird für Schlaf- und Kinderzimmer der Einbau von Einrich-
tungen zur Raumbelüftung festgesetzt, die auch bei geschlossenen Fenstern ausreichen-
den Luftwechsel sicherstellen. 

5.2 Gewerbegeräusche 

Eine Festsetzung von Geräuschemissionskontingenten nach DIN 45691 kommt aufgrund 
der aktuellen Rechtsprechung für das eingeschränkte Gewerbegebiet nicht in Frage. Die 
Beschränkung der Nutzung erfolgt daher über die festgesetzte Art der umliegenden bauli-
chen Nutzung. 

Dennoch wurde im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung geprüft, welche Beurtei-
lungspegel sich ausgehend von der geplanten Büronutzung im Planungsgebiet an den 
umliegenden maßgeblichen Immissionsorten ergeben. 

Die Berechnungen zeigen, dass an allen maßgeblichen Immissionsorten für den geplan-
ten Betrieb die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten 
werden.  
Das Bauvorhaben ist somit auch ohne Berücksichtigung der Geräuschvorbelastung aus 
anderen Anlagen nach TA Lärm im Planungsgebiet genehmigungsfähig. 
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6 Wesentliche Auswirkungen der Planung 

Bei Umsetzung des vorliegenden Bebauungsplans ist mit folgenden wesentlichen Auswir-
kungen zu rechnen 

• geordnete städtebauliche Entwicklung des Planungsareals  

• Sicherung der Einfügung des Vorhabens in das Landschaftsbild  

• Grünordnerische Aufwertung des gesamten Planungsareals durch entsprechende 
Eingrünungsmaßnahmen 

• Flächensparende Entwicklung durch Nachverdichtung von Flächen innerhalb des 
Gemeindegebietes  

• Schaffung einer neuen Fußwegverbindung von der Berchtesgadener Straße zur 
Schillerallee beziehungsweise zum Einkaufsmarkt an der Schillerallee  

• Verlust von Bäumen; Ersatz durch festgesetzte Neupflanzungen 
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7 Anlagen zur Begründung 

Anlage 1: Schallschutzgutachten Steger & Partner GmbH, Bericht Nr. 6379/B1/dm vom 
17.04.2023 

Anlage 2: Vorabschätzung der Versickerungsfähigkeit, Geologe Kellerbauer, Marktschel-
lenberg, vom 30.03.2023 

Anlage 3: Faunistische Untersuchungen 2022 Erläuterungsbericht der NRT Bürogemein-
schaft, Marzling vom 07.06.2023 

Anlage 4: Bestandsplan der NRT Bürogemeinschaft, Marzling vom 15.03.2023 

Anlage 5: Unterlage zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung der NRT Bürogemein-
schaft, Marzling vom 11.07.2023 

 

 


